
Faktencheck „Pegida“ 
 ■ Islamisierung? In Deutschland leben rund 

4 Mio. Muslime (5 %). 98 % der Muslime 
leben in den „alten“ Bundesländern. In 
Dresden macht der Anteil der Muslime  
0,1 % der Stadtbevölkerung aus.

 ■ Angst vor radikalen Islamisten? Laut Ver-
fassungsschutz gibt es derzeit rund 7.000 
Salafisten. Nur ein kleiner Teil gehört dem 
gewaltbereiten Salafismus an. Ein Drittel 
sind Konvertiten. 

 ■ Wahrnehmungsproblem! Eine Auswer-
tung des SVR-Integrationsbarometers von 
2014 hat ergeben, dass 70 % der Befrag-
ten die Zahl der in Deutschland lebenden 
Muslime überschätzt. Ein knappes Drittel 
der Befragten schätzt die Zahl sogar auf 
über zehn Millionen ein.

 ■ Migranten belasten Sozialkassen? Eine 
Studie im Auftrag der Bertelsmann Stif-
tung von 2014 widerspricht dem Klischee. 
Demnach erwirtschaften die rund 6,6 Mil-
lionen Ausländer in Deutschland einen 
finanziellen Überschuss von insgesamt  
22 Milliarden Euro im Staatshaushalt.

 ■ Pegida kritisiert „Vollversorgung“ für 
Flüchtlinge: Die meisten Heime sind eher 
dürftig ausgestattet: Tisch, Toilette und 
ein Bett im Gemeinschaftszimmer. In 
München mussten Asylsuchende Mitte 
Oktober sogar draußen schlafen, weil die 
als Flüchtlingsheim vorgesehene Bayern-
kaserne restlos überfüllt war. 

In Dresden waren es Mitte Januar noch 25.000 
Pegida-Anhänger, die mit Deutschlandfahnen 
„Wir-sind-das-Volk“-skandierend durch die 
Stadt „spazierten“. Mittlerweile gehen die Zah-
len zurück, der Vorstand löst sich auf – doch das 
fremdenfeindliche Gedankengut bleibt. Umso 
wichtiger ist es, dass es eine breite Gegenbewe-
gung gibt. Egal ob Köln, München, Hannover, 
Saarbrücken oder Hamburg – die Bündnisse der 
Demokraten und der Vielfalt sind in deutlicher 
Überzahl. Kirchen, zivilgesellschaftliche Akteu-
re, Sozialverbände, Parteien und die Gewerk-
schaften rufen zu Gegenprotesten auf. Während 
mancher Politiker einen verständnisvollen Um-
gang mit der Pegida-Bewegung propagiert, ha-
ben sich der DGB und die Mitgliedsgewerkschaf-
ten klar positioniert – vereint gegen Pegida. 
DGB-Chef Reiner Hoffmann forderte schon Ende 
letzten Jahres ein deutliches, gesellschaftliches 
Signal gegen Pegida: „Wir brauchen ein mög-
lichst breites Bündnis. Selbstverständlich steht 
der DGB dazu bereit. Gegen dieses Stimmungs-
mache sollten Demokraten gemeinsam aufste-
hen.“ Auch der DGB Köln-Bonn beteiligte sich 
Anfang Januar als Bündnispartner bei „Köln 
stellt sich quer“. Die Beleuchtung des Domes 
wurde abgeschaltet, um Kögida keine Kulisse zu 
bieten. Für den Kölner DGB-Chef Andreas Kossi-
ski ein „fantastisches Zeichen, das Kölnerinnen 
und Kölner gesetzt haben“. Gewerkschaften 
müssten Themen wie soziale Gerechtigkeit und 
eine Willkommenskultur für Flüchtlinge noch 
stärker thematisieren – auch in den Betrieben. 
In Stuttgart hatte die Gewerkschaft GEW zur 
Anti-Pegida-Demo mit aufgerufen. Die baden-

württembergische Landesvorsitzende Doro Mo-
ritz betonte dabei das Schicksal der Flüchtlinge: 
„Wir wehren uns dagegen, dass Menschen, die 
in Deutschland ein besseres Leben suchen, aus-
gegrenzt und kriminalisiert werden.“ Auch die IG 
BCE distanziert sich deutlich von Pegida, deren 
Initiatoren und Teilnehmer würden pauschale 
und diffuse Vorurteile verbreiten. Aus diesem 
Grund ruft die IG BCE zu Gegenprotesten auf. 
„Die Gewerkschaften stehen für ein offenes, 
tolerantes und vielfältiges Deutschland. Wir 
dürfen nicht zulassen, dass Ängste gegen Ein-
zelne oder Gruppen geschürt werden mit dem 
Ziel, unsere Gesellschaft zu spalten und die 
Menschen gegeneinander aufzuhetzen“, betont 
Michael Vassiliadis, Vorsitzender der IG BCE. Die 
GdP Bundespolizei veröffentlichte eine Stel-
lungnahme, in der die Gewerkschaft mit Sorge 
auf die anti-islamischen Proteste blickt und ein 
klares Bekenntnis zu Deutschland als Zuwan-

derungsland fordert, sowie die Schaffung der 
nötigen Infrastruktur für die Flüchtlinge. „Wir 
brauchen eine Politik, die die Sachfragen inne-
rer Sicherheit angeht und Fremdenfeindlichkeit 
eine klare Absage erteilt“, unterstreicht Jörg 
Radek, Vorsitzender der GdP Bundespolizei.  
Ver.di erinnert in ihrer Stellungnahme dabei 
auch an die historische Pflicht und Verant-
wortung gegenüber Minderheiten, die aus der 
Schuld des Nationalsozialismus erwächst. 
Gleichzeitig brauche Deutschland heute Ein-
wanderung und müsse dies als Reichtum be-
greifen. Soziale Probleme dürften nie als Vor-
wand für Ausgrenzung dienen. 

Nach den barbarischen Attentaten islamisti-
scher Extremisten in Paris, in der Redaktion des 
Satiremagazins „Charlie Hebdo“ und in einem 
jüdischen Supermarkt, sahen sich viele Muslime 
unter einem Generalverdacht. Sie gingen auf 
die Straße und machten deutlich, dass solche 
Taten nicht im Namen ihres Glaubens verübt 
wurden, sondern von Terroristen. Auch Michae-
la Rosenberger, Vorsitzende der NGG, verurteilt 
die Taten, erteilt aber jeder Tendenz der Ab-
schottung und Intoleranz eine Absage: „Die Ant-
wort darf nicht Ausgrenzung und Hass heißen!“ 
Vielmehr gelte es jetzt, „Gesicht zu zeigen für 
ein weltoffenes Deutschland“. Ähnlich äußert 
sich der IG Metall-Vorstand in seiner Resolution. 
Rückwärtsgewandte Bewegungen wie Pegida 
belasteten das Zusammenleben, denn „wer mit 
diffusen Ängsten spielt, Intoleranz predigt oder 
Fremdenfeindlichkeit schürt, für den hat die IG 
Metall kein Verständnis“. Giovanni Pollice, Vor-
sitzender des Kumpelvereins, beobachtet die-
ses Zusammenstehen der Gewerkschaften mit 
Genugtuung, die Pegida-Bewegung jedoch mit 
großer Sorge: „Sicherlich kann man nicht alle 
Menschen, die sich an diesen Demonstrationen 
beteiligen als Rassisten bezeichnen. Aber so 
sehr wie ich für Aufklärung und Kommunikation 
mit Menschen bin, mit dem ideologischen Kern 
und den Organisatoren von Pegida darf kein 
Dialog geführt werden. Wir dürfen ihnen und 
ihren rassistischen, hetzerischen Parolen keine 
Bühne bieten.“ Der Kumpelverein ruft dazu auf, 
sich auch künftig an Demonstrationen für eine 
offene Gesellschaft zu beteiligen und sich in Be-
trieben und Verwaltungen gegen Fremdenfeind-
lichkeit und Rassismus einzusetzen.

Vereint gegen Pegida
Gewerkschaften stehen für Akzeptanz und Vielfalt ein
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„Wir dürfen ihnen und ihren 
rassistischen, hetzerischen 
Parolen keine Bühne bieten!“

Giovanni Pollice

Demo gegen HoGeSa in Essen

Der erste Mai, der Tag der Arbeit, ist der „höchste 
Feiertag“ der Gewerkschaften. An diesem Tag ge-
hen hunderttausende Menschen in ganz Deutsch-
land auf die Straße und auf die Marktplätze, um 
für eine gerechte und solidarische Gesellschaft zu 
demonstrieren. Dieses Jahr stehen die Veranstal-
tungen unter dem Leitmotto: „Solidarität, Viel-
falt, Gerechtigkeit“. Die zentrale Kundgebung mit 
dem DGB-Vorsitzenden Reiner Hoffmann findet in 
Nürnberg statt. In seinem Aufruf zum ersten Mai 
fordert der DGB von den politischen Akteurinnen 
und Akteuren, eine soziale Politik, um Solidarität 
und Zusammenhalt zu stärken und Rassismus zu 
bekämpfen: 
„Die Große Koalition hat sich für die Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer einiges vorgenom-
men. Aber das reicht nicht. Wir wollen mehr 
soziale Gerechtigkeit, mehr solidarische Politik, 
mehr Förderung der Vielfalt. Wir werden die Bun-
desregierung drängen, die politischen Weichen in 
die richtige Richtung zu stellen: Solidarität statt 
gesellschaftliche Spaltung und Ausgrenzung, kla-
re Kante gegen Rassismus und extreme Rechte.“
Weiter heißt es im Aufruf: „Wir wollen, dass nie-
mand sich fragen muss, ob der Arbeitsplatz sicher 
ist, ob das Geld und später die Rente reichen. Wir 
wollen, dass mehr Beschäftigte den Schutz von 
Tarifverträgen genießen, und mehr Mitbestim-
mung in den Betrieben und Verwaltungen. Wir 
wollen ein gerechtes Steuersystem, mit dem eine 
solide Infrastruktur und bezahlbare Wohnungen 
finanziert werden, und einen öffentlichen Dienst, 
der seine Aufgaben gut erfüllen kann. Wir wollen 
gute Bildung für alle Kinder. Sie haben ein Recht 

Gelbe Hand-Tagung: Frauen und
Rechtsextremismus – ein Widerspruch?
Feminismus und Antirassismus zusammen gedacht
Spätestens seit der Silvesternacht 2015/2016 in Köln 
werden Taten wie sexuelle Übergriffe bzw. jegliche 
Gewalt gegen Frauen von Rechten instrumentalisiert, 
um fremdenfeindliche Hetze zu verbreiten. Statt einer 
Solidarisierung mit den Opfern, werden die Taten von 
rechten Gruppierungen für rassistische Zwecke miss-
braucht. Hierbei propagieren sie, dass durch die Gren-
zöffnung die „deutschen“ Frauen nicht mehr geschützt 
sind. Dieser offenkundige Rassismus, indem nur die 
nicht-deutsche Bevölkerung zu Tätern gemacht wird, 
ist ein wichtiges Ideologielement der „rechten Bewe-
gung“ geworden. Es wird von rechten Organisationen 
als Kampagne missbraucht. Nach dem Mord einer jun-
gen Frau in Kandel gründen sich Bürgerinitiativen wie 
„Mütter gegen Gewalt“, bei deren Demos überwiegend 
männliche Personen aus verschiedenen Gruppierun-
gen und Parteien wie NPD, die Rechte, die Identitäre 
Bewegung, Pegida oder AfD mitwirken.
Gleichzeitig wird unser Frauenbild, welche in der Ge-
sellschaft und Arbeitswelt durch eine selbstbestim-
mende und unabhängige Frau geprägt ist, vom rechten 
Gesellschaftsmodell angezweifelt. Die Kritik gegen das 
„Gender Mainstreaming“ findet Einzug in den öffent-
lichen Diskurs. Die rechte Propaganda macht ebenso 
wenig Halt vor den Werkstoren und wird zunehmend 
zu einem Problem für die Durchsetzung der Gleichbe-
handlung der Geschlechter am Arbeitsplatz. Um diesen 
negativen Entwicklungen entgegenzuwirken, müssen 
Feminismus und Antirassismus zusammen gedacht 
werden. Dies gilt es gerade auch vor dem Hintergrund 
der aktiven, aber durchaus ambivalenten Rolle der Frau 
in der rechten Szene zu berücksichtigen, deren Rolle 
zwischen der traditionellen “Kümmerin” und der ag-
gressiven, militanten “Kriegerin” oszilliert. 
Unsere Tagung am 8./9. Juni in der IG BAU-Bildungs-
stätte in Steinbach greift diese Aspekte auf, erläutert 
die Widersprüchlichkeit zwischen einer demokrati-
schen Grundordnung und dem rechten Gesellschafts-
modell und zeigt Handlungsmöglichkeiten auf, die  
junge Aktive, JAVs und gewerkschaftliche Multiplikato-
rInnen in der Arbeitswelt haben, um diese Thematik in 
Betrieb und Gesellschaft zu bearbeiten.
Mehr Infos zur diesjährigen Tagung gibt es auf: https://
www.gelbehand.de/informiere-dich/veranstaltungen/

darauf. Rentnerinnen und Rentner sollen in Wür-
de altern können. Dafür gehen wir am 1. Mai auf 
die Straße – mit Dir! Der 1. Mai ist unser Tag der 
Solidarität. Wir demonstrieren gegen Krieg und 
Intoleranz, Rassismus und Rechtspopulismus.“
Auch unser Vorsitzender Giovanni Pollice ruft 
dazu auf, zahlreich an den DGB-Kundgebungen 
teilzunehmen und so ein klares Zeichen zu setzen 
für eine solidarische und vielfältige Gesellschaft, 
gegen Rassismus und Ausgrenzung: „Wer, wenn 
nicht wir Gewerkschafterinnen und Gewerkschaf-
ter sind die soziale Stimme in diesem Land. Wir 
fordern eine gerechte Politik - für alle Menschen, 
unabhängig von Herkunft und Glaube. Unser 
Prinzip heißt Solidarität. Wir stehen für eine of-
fene, vielfältige und demokratische Gesellschaft. 
Gerade in diesen Zeiten, in denen rechte Hetzer 
die Gesellschaft spalten wollen, ist es wichtig, zu 
zeigen, wie viele wir sind. Deswegen: Geht raus, 
auf die Straße, setzt ein Zeichen, zeigt die Gelbe 
Hand als gewerkschaftliches Symbol gegen Ras-
sismus und Fremdenfeindlichkeit!“ 
Mehr Infos zum Tag der Arbeit findet ihr auf der 
Seite des DGB: http://www.dgb.de/erstermai2018

Wir stehen für Solidarität, Vielfalt und 
Gerechtigkeit. Dafür kämpfen Gewerkschaften!    
Aufruf des Deutschen Gewerkschaftsbundes zum Tag der Arbeit 2018
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 ■ Islamisierung? In Deutschland leben rund 

4 Mio. Muslime (5 %). 98 % der Muslime 
leben in den „alten“ Bundesländern. In 
Dresden macht der Anteil der Muslime  
0,1 % der Stadtbevölkerung aus.

 ■ Angst vor radikalen Islamisten? Laut Ver-
fassungsschutz gibt es derzeit rund 7.000 
Salafisten. Nur ein kleiner Teil gehört dem 
gewaltbereiten Salafismus an. Ein Drittel 
sind Konvertiten. 

 ■ Wahrnehmungsproblem! Eine Auswer-
tung des SVR-Integrationsbarometers von 
2014 hat ergeben, dass 70 % der Befrag-
ten die Zahl der in Deutschland lebenden 
Muslime überschätzt. Ein knappes Drittel 
der Befragten schätzt die Zahl sogar auf 
über zehn Millionen ein.

 ■ Migranten belasten Sozialkassen? Eine 
-
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lionen Ausländer in Deutschland einen 
finanziellen Überschuss von insgesamt  
22 Milliarden Euro im Staatshaushalt.

 ■ Pegida kritisiert „Vollversorgung“ für 
Flüchtlinge: Die meisten Heime sind eher 

München mussten Asylsuchende Mitte 
Oktober sogar draußen schlafen, weil die 
als Flüchtlingsheim vorgesehene Bayern-
kaserne restlos überfüllt war. 

In Dresden waren es Mitte Januar noch 25.000 
Pegida-Anhänger, die mit Deutschlandfahnen 
„Wir-sind-das-Volk“-skandierend durch die 
Stadt „spazierten“. Mittlerweile gehen die Zah-
len zurück, der Vorstand löst sich auf – doch das 
fremdenfeindliche Gedankengut bleibt. Umso 
wichtiger ist es, dass es eine breite Gegenbewe-
gung gibt. Egal ob Köln, München, Hannover, 
Saarbrücken oder Hamburg – die Bündnisse der 
Demokraten und der Vielfalt sind in deutlicher 

-
re, Sozialverbände, Parteien und die Gewerk-

mancher Politiker einen verständnisvollen Um-
gang mit der Pegida-Bewegung propagiert, ha-
ben sich der DGB und die Mitgliedsgewerkschaf-
ten klar positioniert – vereint gegen Pegida. 

Signal gegen Pegida: „Wir brauchen ein mög-
lichst breites Bündnis. Selbstverständlich steht 
der DGB dazu bereit. Gegen dieses Stimmungs-
mache sollten Demokraten gemeinsam aufste-
hen.“ Auch der DGB Köln-Bonn beteiligte sich 
Anfang Januar als Bündnispartner bei „Köln 
stellt sich quer“. Die Beleuchtung des Domes 
wurde abgeschaltet, um Kögida keine Kulisse zu 
bieten. Für den Kölner DGB-Chef Andreas Kossi-
ski ein „fantastisches Zeichen, das Kölnerinnen 

müssten Themen wie soziale Gerechtigkeit und 
eine Willkommenskultur für Flüchtlinge noch 
stärker thematisieren – auch in den Betrieben. 

Anti-Pegida-Demo mit aufgerufen. Die baden-

württembergische Landesvorsitzende Doro Mo-
ritz betonte dabei das Schicksal der Flüchtlinge: 
„Wir wehren uns dagegen, dass Menschen, die 
in Deutschland ein besseres Leben suchen, aus-
gegrenzt und kriminalisiert werden.“ Auch die IG 
BCE distanziert sich deutlich von Pegida, deren 
Initiatoren und Teilnehmer würden pauschale 

tolerantes und vielfältiges Deutschland. Wir 
dürfen nicht zulassen, dass Ängste gegen Ein-
zelne oder Gruppen geschürt werden mit dem 

Menschen gegeneinander aufzuhetzen“, betont 
Michael Vassiliadis, Vorsitzender der IG BCE. Die 
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klares Bekenntnis zu Deutschland als Zuwan-

nötigen Infrastruktur für die Flüchtlinge. „Wir 
brauchen eine Politik, die die Sachfragen inne-
rer Sicherheit angeht und Fremdenfeindlichkeit 
eine klare Absage erteilt“, unterstreicht Jörg 
Radek, Vorsitzender der GdP Bundespolizei.  
Ver.di erinnert in ihrer Stellungnahme dabei 
auch an die historische Pflicht und Verant-
wortung gegenüber Minderheiten, die aus der 
Schuld des Nationalsozialismus erwächst. 
Gleichzeitig brauche Deutschland heute Ein-
wanderung und müsse dies als Reichtum be-

-
wand für Ausgrenzung dienen. 

Nach den barbarischen Attentaten islamisti-
scher Extremisten in Paris, in der Redaktion des 
Satiremagazins „Charlie Hebdo“ und in einem 
jüdischen Supermarkt, sahen sich viele Muslime 
unter einem Generalverdacht. Sie gingen auf 
die Straße und machten deutlich, dass solche 
Taten nicht im Namen ihres Glaubens verübt 
wurden, sondern von Terroristen. Auch Michae-
la Rosenberger, Vorsitzende der NGG, verurteilt 
die Taten, erteilt aber jeder Tendenz der Ab-
schottung und Intoleranz eine Absage: „Die Ant-
wort darf nicht Ausgrenzung und Hass heißen!“ 
Vielmehr gelte es jetzt, „Gesicht zu zeigen für 

sich der IG Metall-Vorstand in seiner Resolution. 
Rückwärtsgewandte Bewegungen wie Pegida 
belasteten das Zusammenleben, denn „wer mit 

Fremdenfeindlichkeit schürt, für den hat die IG 
Metall kein Verständnis“. Giovanni Pollice, Vor-
sitzender des Kumpelvereins, beobachtet die-

Genugtuung, die Pegida-Bewegung jedoch mit 
großer Sorge: „Sicherlich kann man nicht alle 
Menschen, die sich an diesen Demonstrationen 
beteiligen als Rassisten bezeichnen. Aber so 
sehr wie ich für Aufklärung und Kommunikation 
mit Menschen bin, mit dem ideologischen Kern 
und den Organisatoren von Pegida darf kein 
Dialog geführt werden. Wir dürfen ihnen und 
ihren rassistischen, hetzerischen Parolen keine 

-
trieben und Verwaltungen gegen Fremdenfeind-
lichkeit und Rassismus einzusetzen.
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„Wir dürfen ihnen und ihren 
rassistischen, hetzerischen 
Parolen keine Bühne bieten!“

Giovanni Pollice

Demo gegen HoGeSa in Essen

Vorstellung des Buches 
„Von Biedermännern und Brandstiftern“    
Kumpelverein bei der Leipziger Buchmesse 

Mitte März stellten die Geschäftsführerin des 
Kumpelvereins, Dr. Klaudia Tietze als Heraus-
geberin sowie die Herausgeber Björn Allmen-
dinger, Studienleiter an der Heimvolkshoch-
schule Hustedt, und Joachim Fährmann von 
der IG Metall Wolfsburg bei der Leipziger Buch-
messe das gemeinsame Buch „Von Biedermän-
nern und Brandstiftern. Rechtspopulismus in 
Betrieb und Gesellschaft“ vor. 
Im Rahmen von Lesungen diskutierten die He-
rausgeberin und die Herausgeber mit interes-
sierten  Zuhörerinnen und Zuhörern  über die 
unterschiedlichen Handlungsmöglichkeiten 
der Gewerkschaften im Umgang mit Rechtspo-
pulismus in Betrieb wie in der Gesellschaft. 
Dabei wurde vor allem die Notwendigkeit ei-
ner klaren Haltung gegen Rechts und für eine 
solidarische Gesellschaft betont. „Für uns als 
Gelbe Hand ist es wichtig, solche Projekte in so 
einem tollen Rahmen wie der Leipziger Buch-
messe vorstellen zu können. So erreichen wir 
viele Menschen, wir können sie für das Thema 
sensibilisieren und mit dem Buch fundierte In-
formationen vermitteln. Rechtes Gedankengut 
verbreitet sich, die entsprechenden  Verlage 

sind auch hier auf der Buchmesse vertreten. 
Umso wichtiger ist es, dass wir auch präsent 
sind und eine Gegenöffentlichkeit schaffen, die 
für Demokratie und Menschenrechte einsteht“, 
unterstrich die Geschäftsführerin der Gelben 
Hand, Dr. Klaudia Tietze. 
Die Leipziger Buchmesse ist nach der Frankfur-
ter die zweitgrößte Buchmesse Deutschlands. 
Vom 15. bis 18. März dieses Jahres besuchten 
rund 200 000 Interessierte die Messe.
Das Buch „Von Biedermännern und Brand-
stiftern“ kann man bestellen unter: 
https://www.vsa-verlag.de/nc/detail/artikel/
von-biedermaennern-und-brandstiftern/

Quelle: DGB

v.l.  Marion Fisch, VSA Verlag, Dr. Klaudia Tietze, Gelbe 
Hand, Björn Allmendinger, HVHS Hustedt, Joachim 
Fährmann, IG Metall Wolfsburg
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Bei den Internationalen Wochen gegen Rassismus 
vom 12. bis zum 25. März 2018 gab es ein größeres 
Engagement als im Vorjahr. Über 1.750 Veranstal-
tungen wurden der Stiftung für die Internationalen 
Wochen gegen Rassismus, die die Aktivitäten koor-
diniert, bundesweit gemeldet – so viele wie noch 
nie. An den vielfältigen Aktivitäten zu den Aktions-
wochen haben über 200.000 Menschen teilgenom-
men. 
Die Auftaktveranstaltung  der Internationalen 
Wochen fand dieses Jahr am 12. März im Neuen 
Rathaus in Dresden statt. Neben dem Minister-
präsidenten Sachsens, Michael Kretschmer, sowie 
Benedetto Zacchiroli, Präsident der UNESCO-
Städtekoalition gegen Rassismus, waren die Mit-
glieder des Stiftungsrates für die Internationalen 
Wochen gegen Rassismus, Geschäftsführer Dr. 
Jürgen Micksch, Claudia Roth, Vizepräsidentin des 
Deutschen Bundestag, der ehemalige DFB-Chef Dr. 
Theo Zwanziger, die Schriftstellerin Jagoda Marinić, 
sowie unser Vorsitzender, Giovanni Pollice bei der 
Eröffnung vertreten. Unter dem Titel „Islamfeind-
lichkeit als Herausforderung der Gegenwart“ gab 
der Politik- und Kommunikationswissenschaftler 
Prof. Dr. Kai Hafez in einem Impulsreferat einen Ein-
blick in mögliche Ursachen für Islamfeindlichkeit in 
Deutschland und Sachsen. Im daran anschließen-
den Podiumsgespräch mit dem Dresdner Oberbür-
germeister Dirk Hilbert, Aiman Mazyek, Vorsitzen-
der des Zentralrats der Muslime, Prof. Dr. Kai Hafez 
und der muslimischen Studentin Youmna Fouad  
wurden diese Inhalte vertieft. 
Auch die Gewerkschaften waren wieder eine trei-
bende gesellschaftliche Kraft in diesen zwei Akti-
onswochen. So unterzeichneten die IG BCE und 
die Wohnungsgesellschaft  Vivawest Dienstleis-
tungen GmbH am 14. März im Bildungszentrum 
Haltern am See gemeinsam die Charta der Vielfalt. 

Ein symbolischer Akt und ein klares Bekenntnis, 
Vielfalt und Akzeptanz im Betrieb zu fördern. „Die 
Unternehmen bekennen sich dazu, zu sagen: Wir 
brauchen Vielfalt. Die Vereinbarungen führen auch 
zu mehr Verbindlichkeit“, erklärte Petra Reinbold-
Knape, Mitglied des geschäftsführenden Hauptvor-
stands der IG BCE. Das Motto der Auftaktveranstal-
tung lautete „Vielfalt im Betrieb (er)leben“. Doch 
die Akzeptanz für Vielfalt und die Hemmschwelle 
für rechtspopulistische Äußerungen sinke, beob-
achtet das Vorstandsmitglied. Daher gelte: „Jede 
und jeder muss aufstehen gegen Rassismus und 
Rechtspopulismus und die Menschen davon über-
zeugen, wieder in die Mitte zu kommen.“
Ver.di veranstaltete am 21. März in ihrem Berli-
ner Hauptsitz ein Gespräch mit Ibrahim Arslan, 
einem Überlebenden des rassistisch motivierten 
Anschlags in Mölln vor 26 Jahren.  Er erzählte von 
der Schreckensnacht im November 1992, dem 
Brandanschlag auf das Wohnhaus seiner türkisch-
stämmigen Familie in Mölln. Was Rassismus und 
Diskriminierung im täglichen Leben bedeuten, 
weiß Ibrahim Arslan seit frühester Kindheit. Heute 
engagiert er sich gegen Ausgrenzung und Hass. In 
Schulen, in Zeitzeugengesprächen, in Diskussions-
runden und auf Gedenkveranstaltungen gibt er 
den vielen Opfern von Rassismus und Gewalt seine 
Stimme. Irgendwann sei ihm nämlich klar gewor-
den, dass sein Erlebnis auch eine Art Verpflichtung 
ist. „Wenn ich will, dass die Öffentlichkeit endlich 
mehr auf die Opfer eingeht und sich für ihre Sicht 
auf die Tat und die Folgen interessiert, dann muss 
ich mich hinausbewegen und über das Geschehe-
ne berichten.“ Auch damit Politikerinnen und Po-
litiker verstehen, wie Hetze gegen Geflüchtete und 
Migranten dazu beitrage, die Hemmschwelle für 
rassistische Gewalttaten zu senken. Mit Debatten, 
ob der Islam zu Deutschland gehöre, versuchten 

Einheit durch Vielfalt  
Bundesweites Engagement der Gewerkschaften zu den Wochen gegen Rassismus

Nie wieder brennende Bücher  
Bewegende Veranstaltung der IG BCE Alsdorf

Politiker wie Horst Seehofer Stimmen am rechten 
Rand zu gewinnen, so Arslan: „Eigentlich wäre es 
lächerlich, wenn es nicht so schlimme Auswirkun-
gen hätte. Wir leben in einer Gesellschaft der Vie-
len, zu der verschiedene Religionen, Kulturen und 
Sprachen gehören, die zusammengenommen ein 
riesiger Gewinn sind!“
Um Vielfalt ging es auch bei der Veranstaltung der 
IG Metall - unter dem Motto „Vielfalt funktioniert“ 
diskutierte die Zweite Vorsitzende der IG Metall, 
Christiane Benner, mit dem Frankfurter Oberbür-
germeister Peter Feldmann und der Schriftstellerin 
Jagoda Marinic im Frankfurter Main Forum am 21. 
März, die Chancen und Herausforderungen der Ein-
wanderungsgesellschaft. „Unsere Gewerkschaft ist 
vielfältig und stark", betonte Christiane Benner am 
Internationalen Tag gegen Rassismus und zeigte 
auf der Veranstaltung Flagge: „Ausgrenzung, Spal-
tung und Hetze haben bei uns keinen Platz.“ Fast 
eine halbe Million IG Metall-Mitglieder haben einen 
Migrationshintergrund. „Wir leben Einheit durch 
Vielfalt. Wir leben Solidarität“, unterstrich Benner. 
Rassismus, Gewalt und Rechtsextremismus hätten 
in den Betrieben dagegen nichts verloren. „Indem 
wir zeigen, für was die IG Metall steht, graben wir 
den Rechten das Wasser ab. Rechtsradikale und 
Rechtspopulisten spalten die Beschäftigten“, be-
tonte Christiane Benner mit Blick auf die Betriebs-
ratswahlen. 
Neben den großen Auftaktveranstaltungen haben 
sich über diese zwei Wochen viele Gewerkschafte-
rinnen und Gewerkschafter im Kleinen, vor Ort, in 
den Betrieben mit zahlreichen Aktionen für ein so-
lidarisches Miteinander, gegen Hass und Rassismus 
engagiert. 
Mehr Infos zu den diesjährigen Aktionswochen 
findet ihr auf: 
http://internationale-wochen-gegen-rassismus.de/

Generalstreiks dem Terror entgegen zu wirken, 
habe sich die Gewerkschaft gegenüber Adolf 
Hitler zu stark zurückgehalten, obwohl es klar 
hätte sein müssen, dass freie Gewerkschaften in 
der NS-Ideologie keinen Platz hatten. Die ersten 
Bücherverbrennungen einige Tage nach der Zer-
schlagung waren das öffentlich sichtbare Sym-
bol der neuen Schreckensherrschaft. In Bezug 
auf heutige Entwicklungen appellierte Titz mit 
dem bekannten Ausspruch: „Wehret den Anfän-
gen!“ Damit nie wieder Bücher in diesem Land 
brennen mögen.

Nach der emotionalen Veranstaltung wurde noch 
lange diskutiert.

Die Veranstaltung begann mit dem Vortragen 
von Ausschnitten aus den Werken von Kästner, 
Brecht, Tucholsky und anderen Kritikern des 
NS-Regimes. Im Hintergrund: brennende Bücher 
und die fanatisierten Massen der Nationalsozia-
listen im Jahr 1933. Die Veranstaltung „Nie wie-
der brennende Bücher“ ist auf eine Idee der Ver-
antwortlichen des Alsdorfer Bezirks der IGBCE 
zurückzuführen. In Kooperation hatten Bulkan 
Ersoy vom Arbeitskreis Migration und Integra-
tion, Eva Leusch vom Bezirksfrauenausschuss 
Alsdorf und Kevin Flesch, Gewerkschaftssekretär 
der IGBCE Alsdorf im Zuge der internationalen 
Wochen gegen Rassismus diesen Themenabend 
organisiert. „Wir möchten bewusst aus der Ver-
gangenheit lernen, um Parallelen in der Gegen-
wart frühzeitig erkennen und eindämmen zu 
können. Das Thema Bücherverbrennung passt 
in diesem Zusammenhang sehr gut“, erklärte 

der junge IG BCE-Funktionär Flesch. Nationa-
listen würden ähnlich wie schon in der frühen 
1930er Jahren versuchen, auch im Zuge der ak-
tuellen Betriebsratswahlen, wieder Fuß in den 
Betrieben zu fassen. Flesch stellte klar: „Mit ihren 
Ansichten stehen NPD, Pegida oder auch die AfD 
im Grundsatz gegen alles, für das wir stehen.“ Im 
Anschluss folgte ein historischer Vortrag unseres 
Gelbe-Hand-Fördermitglieds Ulrich Titz von der 
IG BCE-Ortsgruppe Düren. Titz beschäftigt sich 
seit Jahren mit der lokalen Historie und legte 
sein Augenmerk diesmal auf die Auswirkungen 
der frühen NS-Repressionen auf die Gewerk-
schaften. Er ging dabei auf die Verfolgung und 
Zerschlagung der Freien Gewerkschaften durch 
die NSDAP im Jahr 1933 ein. Titz bemerkte kri-
tisch, dass die „Anpassungsstrategie“ der da-
maligen Gewerkschaftsverantwortlichen ein 
Fehler gewesen sei. Statt mit groß angelegten 

http://internationale-wochen-gegen-rassismus.de/


Die Stärke der IG Metall als Bollwerk gegen Rechts 
Rechte Listen bei Betriebsratswahlen

„Dunkle Abschnitte dürfen sich nie wiederholen“  
Azubis des Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB) besuchen
NS-Dokumentationszentrum 

Die Erinnerung wach halten  
Gedenkstättenfahrt der DGB-Jugend 
NRW nach Warschau  

Viel war in den Medien im Vorfeld geschrieben 
worden, von einer möglichen Unterwanderung 
der Betriebe von rechts war die Rede. Es ging um 
rechte Betriebsratslisten der Gruppierung „Zen-
trum Automobil“, die im Bereich der Automo-
bilindustrie bei den jetzigen Betriebsratswah-
len angetreten sind. Die Ergebnisse stehen nun 
weitestgehend fest: Die rechte Gruppierung be-
kam bisher bei den Betriebsratswahlen in sechs 
Standorten 19 Sitze. Die meisten Stimmen erhält 
sie am BMW-Standort in Leipzig (elf Prozent) und 
im Daimler-Werk Untertürkheim (13 Prozent). Im 
Verhältnis zur Übermacht der IG Metall ist das 
eine klare Minderheit. 
Für den Ersten Vorsitzenden der IG Metall, Jörg 
Hofmann, ist das ein deutliches Zeichen: „Ras-
sismus und Chauvinismus haben keinen Platz 
in unseren Betrieben. Die bisher vorliegenden 
Ergebnisse der Betriebsratswahlen zeigen, dass 
die Beschäftigten den Spaltern klar die rote Kar-
te zeigen. Und der beste Weg, damit Rechtspo-
pulisten und Rechtsradikale auch weiterhin eine 
Randerscheinung im Betrieb bleiben, ist die 
Fortsetzung  unserer erfolgreichen Politik.“ So 
habe die  Tarifrunde 2018 auch zum Erfolg der 
IG Metall bei den Betriebsratswahlen beigetra-
gen, erklärt Hofmann, denn: „Die Beschäftigten 
sehen, dass es die Betriebsräte der IG Metall und 
unsere Tarifverträge sind, die wirkungsvoll die 

Interessen der Beschäftigten vertreten und die 
für bessere Arbeitsbedingungen und sichere Ar-
beitsplätze sorgen.“
Der Rechtsruck blieb also aus. Auch im Daimler-
Werk in Untertürkheim hat die IG Metall ein-
deutig gewonnen. Von 47 Betriebsräten werden 
künftig 37 IG-Metaller sein, drei Mandate mehr 
als bei der Wahl 2014. Wolfgang Niecke, IG Metall 
Betriebsratsvorsitzender des Untertürkheimer 
Werks sieht seine Arbeit bestätigt: „Die IG Metall 
ist gestärkt aus der Betriebsratswahl hervorge-
gangen. Von 47 Betriebsratsmitgliedern gehören 
37 der IG Metall an und zehn anderen Gruppen. 
Bisher waren von 45 Betriebsratsmitgliedern elf 
nicht von der IG Metall. Dass das rechte Zentrum 
nun die zweitstärkste Gruppierung ist, ist ärger-
lich. Dennoch: das Zentrum hat die ‚Macht‘ der 
IG Metall nicht gebrochen – wie sie es im Vorfeld 
angekündigt hatten. Das zeigt, dass die Beleg-
schaft ein hohes Vertrauen in uns hat.“
In den Daimler-Werken Rastatt und Sindelfingen 
blieb das „Zentrum“ dagegen deutlich im ein-
stelligen Prozentbereich - wie auch bei Porsche 
in Leipzig und Opel in Rüsselsheim.
Von rechten Umtrieben ist jedoch nicht nur die 
Automobilbranche betroffen. Am Hamburger 
Flughafen wollte eine rechte Liste angeführt von 
einem AfD-Mitglied im Luftsicherheitsgewerbe 
zu den Wahlen antreten. Die Liste wurde vom 
Wahlvorstand nicht zu den Wahlen zugelassen, 
da es sich nicht um eine Gewerkschaft im Sin-

ne des Betriebsverfassungsgesetzes handle. Die 
Dienstleistungsgewerkschaft ver.di hatte sich 
dafür stark gemacht und begrüßte diese Ent-
scheidung in einer Stellungnahme ausdrücklich, 
so Peter Bremme, ver.di Fachbereichsleiter be-
sondere Dienstleistungen in Hamburg: „Zu einer 
Gewerkschaft gehören mehr als eine Satzung 
und ein paar Parolen. Der Wahlvorstand hat das 
erkannt und wir hoffen, dass der Spuk damit 
bei dieser Betriebsratswahl ein Ende hat. Dar-
über hinaus ist für uns klar, dass Gewerkschaft 
nur funktioniert, wenn es ein Miteinander der 
Beschäftigten gibt. Rassistische und ausländer-
feindliche Inhalte haben da nichts zu suchen.“ 
All das zeigt, dass Mitbestimmung, gute Be-
triebsratsarbeit und starke Gewerkschaften 
auch ein starkes Mittel gegen Rechts sind.

Traditionell findet jedes Jahr für die Auszubil-
denden des Instituts für Berufsbildung in den 
Osterferien ein Workshop statt. In diesem Jahr 
besuchten alle drei Ausbildungsjahrgänge so-
wie die Ausbildungsleitung gemeinsam das 
„EL-DE-Haus“, das NS-Dokumentationszen-
trum der Stadt Köln, und beschäftigten sich 
mit dem Thema „Rassismus und Diskriminie-
rung“. Für den zuständigen Ausbilder Christian 
Scheidgen war es wichtig, dass sich die Azubis 
auch angesichts der momentanen politischen 
Entwicklungen mit diesen Themen auseinan-
dersetzen: „Auch wenn Diskriminierung bei 
unseren Auszubildenden kein Thema ist, wird 
man durch einen solchen Workshop nochmal 
verstärkt sensibilisiert. Die Jugendlichen be-
schäftigen sich mit Vorurteilen und Stereo-
typen, die es heutzutage immer noch in der 
Gesellschaft gibt. Man gewinnt einen anderen 
Blick darauf und kann diesen Vorurteilen so 
entgegenwirken.“ 
Das „EL-DE-Haus“ wurde in den 1930er Jahren 
vom Unternehmer Leopold Dahmen erbaut. 
Dann übernahm die Gestapo das Gebäude und 
es wurde als Gestapo-Gefängnis zwischen 1935 
und 1945 zum Inbegriff nationalsozialistischer 
Schreckensherrschaft in Köln. Seit 1988 beher-
bergt es das NS-Dokumentationszentrum. Die 
jungen Auszubildenden besuchten zunächst 
den Keller mit den Häftlingszellen und erhiel-
ten einen bewegenden Einblick in die damali-
gen Haftbedingungen - Hunger und Folter wa-
ren an der Tagesordnung. Nach Verhören unter 
Folter schickte man viele Häftlinge in Arbeits- 

oder Konzentrationslager; ca. 400 Menschen 
wurden jedoch ohne Anklage im Hinterhof der 
Gestapodienstelle hingerichtet. 
Nach dem historischen Teil folgte nachmittags 
gemeinsam mit den Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern der Info- und Beratungsstelle gegen 
Rechtsextremismus ein interaktiver Workshop, 
der sich mit Vorurteilen, Stereotype von Min-
derheiten und Ausgrenzungsmechanismen in 
der heutigen Zeit beschäftigte. Für Kevin Dos 
Santos, Kaufmännischer Auszubildender im 
dritten Lehrjahr, ist die Beschäftigung mit der 
Vergangenheit heute wichtiger denn je: „Die 
Aufklärung junger Menschen über dieses The-
ma ist unerlässlich, da wir dafür verantwortlich 
sind, dass sich die dunklen Abschnitte der Ge-
schichte niemals wiederholen dürfen.“

Jörg Hofmann, Erster Vorsitzender der IG Metall 
(Foto: IG Metall)

Foto: DGB-Jugend NRW

Unter dem Motto „Warschau: Besatzung, Wi-
derstand und Neubeginn“ war die DGB-Ju-
gend NRW Anfang März  mit einer rund 20-köp-
figen Delegation auf einer Gedenkstättenfahrt 
in Warschau. Am ersten Tag waren die jungen 
Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter im 
ehemaligen Warschauer Ghetto unterwegs, 
sie haben dort den „Umschlagplatz“, den 

Ort der Deportationen der Warschauer Juden 
besucht. Am nächsten Tag besuchten sie die 
Gedenkstätte des ehemaligen Vernichtungs-
lagers Treblinka. Höhepunkt der Fahrt nach 
Warschau war das Treffen mit einer Zeitzeu-
gin des Warschauer Aufstandes. Bei diesem 
Aufstand im Jahr 1944 wäre es polnischen 
Widerstandskämpfern beinahe gelungen, sich 
von den deutschen Besatzern zu befreien, der 
Aufstand wurde letztlich jedoch blutig von den 
Nazis niedergeschlagen. In diesem intensiven 
und spannenden Zeitzeugengespräch erhielt 
die Gewerkschaftsjugend Einblicke in die da-
malige Situation Polens. 
„Diese Gedenkfahrt in die Hauptstadt Polens 
ermöglicht noch einmal eine andere Perspekti-
ve, einen anderen Zugang zur Thematik, denn 
es verdeutlicht das Leid der polnischen Be-
völkerung durch Besatzung und Nazi-Terror”, 
erklärt Eric Schley, Bezirksjugendsekretär des 
DGB NRW. Die Erinnerung daran wach zu hal-
ten, sei Auftrag der heutigen Generationen: 
„Wir dürfen nie vergessen, zu was Nationalis-
mus führen kann. Umso mehr müssen wir uns 
heute als Gewerkschafterinnen und Gewerk-
schafter Rassismus und Rechtsextremismus 
entgegenstellen und uns für Solidarität und 
Frieden in Deutschland und in Europa engagie-
ren.” 
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Faktencheck „Pegida“ 
 ■ Islamisierung? In Deutschland leben rund 

4 Mio. Muslime (5 %). 98 % der Muslime 
leben in den „alten“ Bundesländern. In 
Dresden macht der Anteil der Muslime  
0,1 % der Stadtbevölkerung aus.

 ■ Angst vor radikalen Islamisten? Laut Ver-
fassungsschutz gibt es derzeit rund 7.000 
Salafisten. Nur ein kleiner Teil gehört dem 
gewaltbereiten Salafismus an. Ein Drittel 
sind Konvertiten. 

 ■ Wahrnehmungsproblem! Eine Auswer-
tung des SVR-Integrationsbarometers von 
2014 hat ergeben, dass 70 % der Befrag-
ten die Zahl der in Deutschland lebenden 
Muslime überschätzt. Ein knappes Drittel 
der Befragten schätzt die Zahl sogar auf 
über zehn Millionen ein.

 ■ Migranten belasten Sozialkassen? Eine 
Studie im Auftrag der Bertelsmann Stif-
tung von 2014 widerspricht dem Klischee. 
Demnach erwirtschaften die rund 6,6 Mil-
lionen Ausländer in Deutschland einen 
finanziellen Überschuss von insgesamt  
22 Milliarden Euro im Staatshaushalt.

 ■ Pegida kritisiert „Vollversorgung“ für 
Flüchtlinge: Die meisten Heime sind eher 
dürftig ausgestattet: Tisch, Toilette und 
ein Bett im Gemeinschaftszimmer. In 
München mussten Asylsuchende Mitte 
Oktober sogar draußen schlafen, weil die 
als Flüchtlingsheim vorgesehene Bayern-
kaserne restlos überfüllt war. 

In Dresden waren es Mitte Januar noch 25.000 
Pegida-Anhänger, die mit Deutschlandfahnen 
„Wir-sind-das-Volk“-skandierend durch die 
Stadt „spazierten“. Mittlerweile gehen die Zah-
len zurück, der Vorstand löst sich auf – doch das 
fremdenfeindliche Gedankengut bleibt. Umso 
wichtiger ist es, dass es eine breite Gegenbewe-
gung gibt. Egal ob Köln, München, Hannover, 
Saarbrücken oder Hamburg – die Bündnisse der 
Demokraten und der Vielfalt sind in deutlicher 
Überzahl. Kirchen, zivilgesellschaftliche Akteu-
re, Sozialverbände, Parteien und die Gewerk-
schaften rufen zu Gegenprotesten auf. Während 
mancher Politiker einen verständnisvollen Um-
gang mit der Pegida-Bewegung propagiert, ha-
ben sich der DGB und die Mitgliedsgewerkschaf-
ten klar positioniert – vereint gegen Pegida. 
DGB-Chef Reiner Hoffmann forderte schon Ende 
letzten Jahres ein deutliches, gesellschaftliches 
Signal gegen Pegida: „Wir brauchen ein mög-
lichst breites Bündnis. Selbstverständlich steht 
der DGB dazu bereit. Gegen dieses Stimmungs-
mache sollten Demokraten gemeinsam aufste-
hen.“ Auch der DGB Köln-Bonn beteiligte sich 
Anfang Januar als Bündnispartner bei „Köln 
stellt sich quer“. Die Beleuchtung des Domes 
wurde abgeschaltet, um Kögida keine Kulisse zu 
bieten. Für den Kölner DGB-Chef Andreas Kossi-
ski ein „fantastisches Zeichen, das Kölnerinnen 
und Kölner gesetzt haben“. Gewerkschaften 
müssten Themen wie soziale Gerechtigkeit und 
eine Willkommenskultur für Flüchtlinge noch 
stärker thematisieren – auch in den Betrieben. 
In Stuttgart hatte die Gewerkschaft GEW zur 
Anti-Pegida-Demo mit aufgerufen. Die baden-

württembergische Landesvorsitzende Doro Mo-
ritz betonte dabei das Schicksal der Flüchtlinge: 
„Wir wehren uns dagegen, dass Menschen, die 
in Deutschland ein besseres Leben suchen, aus-
gegrenzt und kriminalisiert werden.“ Auch die IG 
BCE distanziert sich deutlich von Pegida, deren 
Initiatoren und Teilnehmer würden pauschale 
und diffuse Vorurteile verbreiten. Aus diesem 
Grund ruft die IG BCE zu Gegenprotesten auf. 
„Die Gewerkschaften stehen für ein offenes, 
tolerantes und vielfältiges Deutschland. Wir 
dürfen nicht zulassen, dass Ängste gegen Ein-
zelne oder Gruppen geschürt werden mit dem 
Ziel, unsere Gesellschaft zu spalten und die 
Menschen gegeneinander aufzuhetzen“, betont 
Michael Vassiliadis, Vorsitzender der IG BCE. Die 
GdP Bundespolizei veröffentlichte eine Stel-
lungnahme, in der die Gewerkschaft mit Sorge 
auf die anti-islamischen Proteste blickt und ein 
klares Bekenntnis zu Deutschland als Zuwan-

derungsland fordert, sowie die Schaffung der 
nötigen Infrastruktur für die Flüchtlinge. „Wir 
brauchen eine Politik, die die Sachfragen inne-
rer Sicherheit angeht und Fremdenfeindlichkeit 
eine klare Absage erteilt“, unterstreicht Jörg 
Radek, Vorsitzender der GdP Bundespolizei.  
Ver.di erinnert in ihrer Stellungnahme dabei 
auch an die historische Pflicht und Verant-
wortung gegenüber Minderheiten, die aus der 
Schuld des Nationalsozialismus erwächst. 
Gleichzeitig brauche Deutschland heute Ein-
wanderung und müsse dies als Reichtum be-
greifen. Soziale Probleme dürften nie als Vor-
wand für Ausgrenzung dienen. 

Nach den barbarischen Attentaten islamisti-
scher Extremisten in Paris, in der Redaktion des 
Satiremagazins „Charlie Hebdo“ und in einem 
jüdischen Supermarkt, sahen sich viele Muslime 
unter einem Generalverdacht. Sie gingen auf 
die Straße und machten deutlich, dass solche 
Taten nicht im Namen ihres Glaubens verübt 
wurden, sondern von Terroristen. Auch Michae-
la Rosenberger, Vorsitzende der NGG, verurteilt 
die Taten, erteilt aber jeder Tendenz der Ab-
schottung und Intoleranz eine Absage: „Die Ant-
wort darf nicht Ausgrenzung und Hass heißen!“ 
Vielmehr gelte es jetzt, „Gesicht zu zeigen für 
ein weltoffenes Deutschland“. Ähnlich äußert 
sich der IG Metall-Vorstand in seiner Resolution. 
Rückwärtsgewandte Bewegungen wie Pegida 
belasteten das Zusammenleben, denn „wer mit 
diffusen Ängsten spielt, Intoleranz predigt oder 
Fremdenfeindlichkeit schürt, für den hat die IG 
Metall kein Verständnis“. Giovanni Pollice, Vor-
sitzender des Kumpelvereins, beobachtet die-
ses Zusammenstehen der Gewerkschaften mit 
Genugtuung, die Pegida-Bewegung jedoch mit 
großer Sorge: „Sicherlich kann man nicht alle 
Menschen, die sich an diesen Demonstrationen 
beteiligen als Rassisten bezeichnen. Aber so 
sehr wie ich für Aufklärung und Kommunikation 
mit Menschen bin, mit dem ideologischen Kern 
und den Organisatoren von Pegida darf kein 
Dialog geführt werden. Wir dürfen ihnen und 
ihren rassistischen, hetzerischen Parolen keine 
Bühne bieten.“ Der Kumpelverein ruft dazu auf, 
sich auch künftig an Demonstrationen für eine 
offene Gesellschaft zu beteiligen und sich in Be-
trieben und Verwaltungen gegen Fremdenfeind-
lichkeit und Rassismus einzusetzen.

Vereint gegen Pegida
Gewerkschaften stehen für Akzeptanz und Vielfalt ein
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„Wir dürfen ihnen und ihren 
rassistischen, hetzerischen 
Parolen keine Bühne bieten!“

Giovanni Pollice

Demo gegen HoGeSa in Essen
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Betriebsrat Deutsche Post AG 
Niederlassung Brief, Berlin

10. Klaus Oberfichtner, ver.di, Be-
triebsrat Deutsche Post, 
Leutershausen

11. Fabian Scheller, DGB Regionsge-
schäftsführer Rostock-Schwerin, 
Rostock

12. Manuela Schwesig, Ministerprä-
sidentin des Landes Mecklenburg-
Vorpommern, Schwerin

13. Niek ten Seldam, ver.di, 
Vertrauensmann Deutsche Post, 
Freudental

14. Heinz-Dieter Vöge, ver.di, Vertrau-
ensleutesprecher Höherweg 100 
bei den Stadtwerken Düsseldorf, 
Dortmund 

15. Benjamin Weiß, ver.di, Wuppertal

16. Ali Yilmaz, ver.di, Betriebsrat 
Deutsche Post, Schwarzenbek

17. Thomas Ziegler, IG BCE, Referats-
sekretär DGB-Region Düsseldorf-
Bergisch Land, Essen

Neue Fördermitglieder
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
auch in den letzten Wochen konnten wir neue Fördermitglieder gewinnen. An 
dieser Stelle heißen wir alle herzlich Willkommen und bedanken uns sehr für 
ihre Unterstützung.

Nachfolgend die Namen:

Um die erfolgreiche Arbeit des Vereins fortzusetzen, brauchen wir Eure 
finanzielle und ideelle Unterstützung! 
In Form einer Fördermitgliedschaft (Mindestbeitrag 36 € im Jahr) als auch 
durch eine Spende. Durch die Werbung weiterer Förderer, durch das Tragen 
des Stickers, durch aktives Eintreten für Gleichbehandlung, gegen Fremden-
feindlichkeit und Rassismus am Arbeitsplatz und in der Gesellschaft. 

Sowohl der Förderbeitrag als auch Spenden an den Verein können steuer-
lich abgesetzt werden. Selbstverständlich wird von uns eine Spendenquit-
tung ausgestellt. 
Wir sind für jeden Beitrag dankbar!

Vielen Dank 
Giovanni Pollice, Vorsitzender

Diskriminierung an Schulen  
erkennen und vermeiden   
Broschüre des Monats 

Zusammenhalt macht stark!    
Internationaler Bowling-Abend der IG BAU in Würzburg

Der kürzlich erschienene Praxisleitfaden „Diskri-
minierung an Schulen erkennen und vermeiden“ 
der Antidiskriminierungsstelle des Bundes gibt 
einen umfassenden Einblick in die Diskriminie-
rungsthematik. Er zeigt sowohl Ausgrenzungs-
mechanismen auf, als auch die Wirkung von Diskriminierung für die Be-
troffenen und informiert zu den rechtlichen Rahmenbedingungen, um 
Diskriminierung zu verhindern. Darüber hinaus finden sich in diesem Leit-
faden Ideen für konkrete Maßnahmen, die man alleine oder in Kooperati-
on mit anderen umsetzen kann, sowie bestehende Beispiele guter Praxis 
an Schulen.

Dieser Leitfaden richtet sich an Lehrerinnen und Lehrer, aber auch an 
außerschulische Akteurinnen und Akteure wie Elternvereine und zivilge-
sellschaftliche Organisationen aus dem Bereich der Antidiskriminierungs-
arbeit, wie zum Beispiel Gewerkschaften oder Akteurinnen und Akteure 
der betrieblichen Ausbildung. Der  Leitfaden soll motivieren, sich aktiv für 
Chancengerechtigkeit und gegen Diskriminierung  einzusetzen. 

Den Leitfaden findet ihr zum Download unter:
http://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/Downloads/DE/
Literatur_Bildung/Leitfaden_Diskriminierung_an_Schulen_erkennen_u_
vermeiden.html?nn=6575434

Praxisleitfaden zum Abbau von Diskriminierung in der Schule

Diskriminierung an Schulen 
erkennen und vermeiden

Das Team, das am besten 
zusammen hält, ist am 
stärksten: Bei einem Bow-
ling-Turnier, zu dem der IG 
BAU-Bezirksverband Würz-
burg eingeladen hatte, 
setzten die Gewerkschafte-
rinnen und Gewerkschaf-
ter gemeinsam mit dem 
Landtagsabgeordneten Ge-

org Rosenthal ein Zeichen 
gegen das zunehmende Auseinanderdriften der Gesellschaft: Für eine 
gerechte Entlohnung und Rente, aber auch gegen die zunehmende An-
feindung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aus anderen Ländern. 
Gut 80 Teilnehmerinnen und Teilnehmer bildeten Teams und stellten 
im Bowling-Center ihr Geschick mit der schnellen Kugel unter Beweis. 

Daran beteiligte sich auch eine Gruppe Geflüchteter, Schüler der Don-
Bosco-Schule, Zeitarbeiter aus Polen sowie Mitglieder anderer Gewerk-
schaften. Damit setzt die IG BAU ein klares Statement für Vielfalt, Solida-
rität und Zusammenhalt in einer bunten Gesellschaft. 

Foto: IG BAU Würzburg
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